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Einheit 4: Natürliche Personen und Rechtsgeschäfte 
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Überblick über Einheit 4 

•  Voraussetzungen zur Teilnahme am Rechtsverkehr 
o  Rechtsfähigkeit 
o  Geschäftsfähigkeit 
o  Geschlechtszugehörigkeit 

•  Internationales Namensrecht 
•  Form von Rechtsgeschäften 
•  Vollmacht und Stellvertretung 
•  Ausblick auf die europäischen IPR-Verordnungen 



Martin Fries 3 

Rechtsfähigkeit 

•  Art. 7 Abs. 1 EGBGB unterwirft die Rechtsfähigkeit einer Person 
(= Teilfrage) ihrem Heimatrecht 

•  Gleiches gilt nach Art. 9 EGBGB für das Ende der Rechtsfähigkeit per 
Todeserklärung (Ausnahme: Kommorientenvermutung, Art. 32 EuErbVO) 

•  Nicht von Art. 7 EGBGB erfasst ist die Erbfähigkeit, diese richtet sich nach 
dem Wirkungsstatut 

•  Gemäß Art. 7 Abs. 2 EGBGB führt ein Statutenwechsel nicht zum Verlust 
der Rechtsfähigkeit 

In der Praxis ist die Rechtsfähigkeit insbesondere bei nascituri und bei Gesellschaften 
diskussionswürdig.  
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Geschäftsfähigkeit 

•  Gemäß Art. 7 Abs. 1 EGBGB richtet sich auch die Geschäftsfähigkeit nach 
dem Heimatrecht des Betroffenen 
o  Erreichen der Geschäftsfähigkeit in einem bestimmten Lebensalter, ggf. 

verfrüht bei Eheschließung (Heirat macht mündig) 
o  Wegfall der Geschäftsfähigkeit durch Geistesschwäche oder infolge einer 

Heirat (aber: Art. 6 EGBGB) 

•  Nicht unter Art. 7 EGBGB fallen „spezielle Geschäftsfähigkeiten“ (z.B. 
Deliktsfähigkeit, Ehefähigkeit und Testierfähigkeit) 

Beispiel: Ein 17-Jähriger aus Guinea, der noch keinen Flüchtlingsstatus genießt, erreicht 
die Volljährigkeit nach guineischem Recht erst mit 21 Jahren und ist bis dahin unter 
Vormundschaft zu stellen (OLG Brandenburg v. 26. April 2016, 13 UF 40/16, juris).  
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Geschlechtszugehörigkeit 

•  Aus einer Analogie zu Art. 7 Abs. 1 EGBGB folgerte man früher, dass sich 
auch die Geschlechtszugehörigkeit nach einer Geschlechtsumwandlung 
nach dem Heimatrecht des Betroffenen richtet 

•  Seit 2007 steht die Anwendung des deutschen Rechts gemäß § 1 Abs. 1 
Nr. 3 TSG unter bestimmten Bedingungen auch Ausländern offen (sog. 
versteckte Kollisionsnorm) 

Beispiel: Antrag einer als Mann geborenen thailändischen Transsexuellen auf Befreiung 
von der Beibringung eines Ehefähigkeitszeugnisses nach § 1309 Abs. 2 BGB zur 
Eingehung einer Ehe (nach inzwischen bereits bestehender Lebenspartnerschaft) mit 
einem Deutschen; BVerfG v. 18. Juli 2006, 1 BvL 1/04, http://lexetius.com/2006,2688.  
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Internationales Namensrecht 

•  Der Name einer Person unterliegt nach Art. 10 Abs. 1 EGBGB ihrem 
Heimatrecht (= Personalstatut) 

•  Art. 10 Abs. 1 EGBGB findet seine Grenzen in der Freizügigkeit nach 
Art. 21 AEUV, siehe nunmehr auch Art. 48 EGBGB 

•  Nicht nach dem Heimatrecht, sondern nach der lex fori beurteilt sich die 
Transliteration von Namen aus anderen Schriften 

Beispiel: Leonhard Matthias Grunkin-Paul, EuGH v. 14. Oktober 2008, C-353/06, 
http://lexetius.com/2008,2651  
Beispiel: Keine Änderung der Transliteration des russischen Namens „Myuller“, 
OLG Zweibrücken v. 10. Juni 2015, 3 W 155/13, juris 
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Adelsprädikate 

•  Mit Art. 109 Abs. 3 WRV wurden die Vorrechte des Adels 1919 abgeschafft; 
Adelsprädikate sind seither Bestandteil des Namens 

•  Im Grundsatz bietet Art. 10 Abs. 1 EGBGB eine Option zur freien 
Namensgestaltung jedenfalls dort, wo ausländische Staatsangehörige 
einem liberalen Namensrecht unterstehen 

•  Im Einzelfall kann der ordre public Einschränkungen der Freizügigkeit 
rechtfertigen, insbesondere bei einer anlasslosen Namenswahl 

Beispiel: Kein Adel durch die Hintertür: Peter Mark Emanuel Graf von Wolffersdorff 
Freiherr von Bogendorff, EuGH v. 2. Juni 2016, C-438/14, http://bit.ly/2lSy93X  
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Ehenamensrecht 

•  Ehegatten können für ihre ab der Eheschließung zu führenden Namen nach 
Art. 10 Abs. 2 EGBGB das Namensrecht eines ihrer Heimatrechte wählen 

•  Hat mindestens ein Ehegatte seinen gewöhnlichem Aufenthalt im Inland, 
ist auch deutsches Recht wählbar 

Beispiel: Nach ghanaischem Recht keine Ehe unter falschem Namen, OLG Düsseldorf v. 
31. August 2016, 3 Wx 121/15, juris 
Beispiel: Fortführung eines nach bulgarischem Recht akquirierten Namens nach der 
Scheidung analog Art. 10 Abs. 2 EGBGB, OLG Dresden v. 21. Juli 2003, 3 W 912/03, juris 
Beispiel: Keine Anwendung des Art. 10 Abs. 2 EGBGB auf gleichgeschlechtliche 
Eheleute, BGH v. 20. Juli 2016, XII ZB 609/14, http://lexetius.com/2016,2453  
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Kindernamen 

•  Für den Familiennamen eines Kindes kann nach Art. 10 Abs. 3 EGBGB der 
Sorgerechtsinhaber eine Rechtswahl treffen 

•  Wählbar sind 
o  die Heimatrechte der Eltern 
o  das deutsche Recht bei gewöhnlichem Aufenthalt eines Elternteils im Inland 
o  das Heimatrecht der Stiefeltern 

•  Für den Vornamen bleibt es beim Heimatrecht des Kindes, Art. 10 Abs. 1 
EGBGB 

Beispiel: Grace Maria von P. S., OLG Karlsruhe v. 7. August 2013, 11 Wx 7/13, 
https://openjur.de/u/653661.html  



Martin Fries 10 

Vorfragen im Namensrecht 

•  Typische Vorfragen im internationalen Namensrecht betreffen 
o  die Abstammung einer Person 
o  das Bestehen einer Ehe 

•  Diese Vorfragen knüpft man vorwiegend unselbständig an 
à Beurteilung nach dem Kollisionsrecht der Hauptfrage 

•  Wichtig: Die Anknüpfung der Vorfrage macht immer nur dann einen 
Unterschied, wenn das Kollisionsrecht noch nicht vereinheitlicht ist! 

Beispiel: Für die Hauptfrage nach dem Familiennamen eines Kindes ist die Frage nach 
seinen Eltern eine Vorfrage. 
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Namensrechtliche Angleichung 

•  Art. 47 EGBGB ist eine gesetzlich geregelte Form der Angleichung = eine 
Korrektur von Rechtsfolgen des ausländischen Sachrechts, mit denen das 
deutsche Sachrecht nichts anzufangen weiß 
o  Vgl. die Stellung der Vorschrift außerhalb des Kapitels 2 des EGBGB 

•  Eine Angleichung wird nur erforderlich bei einem Statutenwechsel hinein 
ins deutsche Sachrecht 

•  Der Betroffene kann insbesondere 
o  Vor- und Familiennamen zuordnen oder hinzusetzen („Martin Luther King“) 
o  Fremdländische Namensbestandteile ablegen („Singh“, „...ova“) 
o  Namen eindeutschen („Muller“) 
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Form von Rechtsgeschäften 

•  Nach Art. 11 EGBGB genügt es, wenn entweder die Formvorschriften des 
Wirkungsstatuts oder die Ortsform gewahrt sind (favor negotii) 

•  Vorrangig ggü. Art. 11 EGBGB sind der fast inhaltsgleiche Art. 11 Rom-I-VO 
sowie Spezialvorschriften insb. im internationalen Familien- und Erbrecht 

Beispiel: Nach Schweizer Ortsform ist die Übertragung von GmbH-Anteilen 
privatschriftlich möglich, Art. 791 OR. 
Beispiel: Erbausschlagung gegenüber einer Schweizer Behörde gemäß Art. 570 CH-ZGB, 
LG Magdeburg v. 22. März 2016, 11 O 1415/15, http://bit.ly/2miKf9W. 
Beispiel: Gütertrennung auf Mauritius nach Art. 1475 ff. Code Civil Mauricien, BGH v. 
13. Juli 2011, XII ZR 48/09, http://lexetius.com/2011,3721  
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Notarielle Form 

•  Ob eine notarielle Beurkundung im Ausland den Anforderungen des 
§ 128 BGB genügt, ist eine Frage der Auslegung (Problem der Substitution) 

•  Entscheidend ist, ob Stellung und Tätigkeit des ausländischen Notars 
derjenigen eines deutschen Notars im gleichwertig ist 
o  Gleichwertigkeit mag man dabei abhängig von der Komplexität des zu 

beurkundenden Geschäfts unterschiedlich beurteilen 

Beispiele: Der US-amerikanische notary public hat eine grundlegend andere Funktion als 
der deutsche Notar; die Notare der meisten civil-law-Jurisdiktionen („lateinisches 
Notariat“) sind dem deutschen Notar hingegen gleichwertig; das Schweizerische 
Notariat ist kantonsabhängig unterschiedlich ausgestaltet. 
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Stellvertretung und Vollmacht 

•  Rechtsfragen zu Stellvertretung und Vollmacht werden selbständig 
angeknüpft und dem Statut des Wirkungslandes unterstellt 
o  Ausnahme: Die Vollmacht eines Handelsvertreters untersteht dem Recht am 

Ort seiner Niederlassung 
o  Ausnahme: Die Vollmacht von Gesellschaftsgeschäftsführern untersteht dem 

Gesellschaftsstatut 

•  Die Grenzlinie zwischen Geschäftsstatut und Vertretungsstatut wird nach 
Sachnähe gezogen 

Beispiel: Dem Geschäftsstatut unterliegen die Zulässigkeit der Stellvertretung, dem 
Vertretungsstatut unterliegt die Haftung eines Vertreters ohne Vertretungsmacht. 
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Ausblick EU-Verordnungen 

•  Rechtsgrundlage der europäischen IPR-Verordnungen: Art. 81 Abs. 2 lit. c) 
AEUV 

•  Rechtswirkung der Verordnungen: Art. 288 Abs. 2 AEUV 
•  Europäische Verordnungen enthalten vorwiegend Sachnormverweisungen, 

siehe etwa Art. 20 Rom-I-VO 
•  Der negative ordre public ist in der Regel in einer eigenen Vorschrift 

niedergelegt, so etwa in Art. 21 Rom-I-VO 
•  Die zeitliche Anwendbarkeit ist einer eigenen Norm zu entnehmen, siehe 

etwa Art. 28 Rom-I-VO 



Bis nächste Woche! 
 

Mittwoch, 15. März 2017 
10.15 Uhr, W 117 
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